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BEFANGEN ODER NICHT?
Gutachter — Im Streitfall braucht ein Gericht einen unabhängigen Fachmann. Doch was tun, 

wenn dieser bei einem Prüfinstitut angestellt ist, das auch Komponenten zertifiziert? Dann sollte 
der Richter genau prüfen, ob der Gutachter wirklich unbefangen ist.  Ein Praxisreport
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I m Rahmen von gerichtlichen Verfahren 
oder auch einer außergerichtlichen Schlich-
tung wird häufig über die Ursache von Min-

derperformance von Modulen gestritten. Dabei 
geht es um Mikrorisse, Korrosion an Kabeln, Ver-
schmoren von Steckern, Undichtigkeit von An-
schlussdosen und einiges mehr. 

Es besteht Uneinigkeit über die Frage, ob der 
gerügte Mangel – sollte es ein solcher sein – pro-
duktionsbedingt, montagebedingt oder ausle-
gungsbedingt ist oder ob es sich um einen Fall 
der üblichen Abweichung von der mittleren Art 
und Güte handelt. Das Gericht oder die Schlich-
ter benötigen zur Aufklärung des Sachverhalts 
und bei der Deutung der Symptome Sachver-
stand, den sie selbst nicht haben.

Expertise vor Gericht
Richter oder Schiedsrichter eines Schiedsverfah-
rens ziehen deshalb schon wegen der gut ausge-
statteten und meist zertifizierten Labore Sach-
verständige bei, die bei diesen Prüfinstituten 
arbeiten, um den Mangel, seine Ursache und sei-
ne Auswirkungen zu begutachten. 

Dabei ergibt sich die Frage nach der Befan-
genheit. Sind Prüfinstitute, die auch zertifizieren, 
generell befangen? Die Zertifizierung von Her-
stellern bringt viel Geld und langfristige Aufträ-
ge, ein Gerichtsgutachten nicht. Wirkt sich eine 
Befangenheit eines Prüfinstituts auf den dort an-
gestellten Sachverständigen aus?

Subjektives Misstrauen reicht nicht
Der Sachverständige muss nicht tatsächlich be-
fangen sein. Es reicht die Besorgnis der Befan-
genheit. Die Ablehnung eines Sachverständigen 
ist aus denselben Gründen, die zur Ablehnung 
eines Richters berechtigen, möglich: Ein Richter 
kann sowohl in den Fällen, in denen er von der 
Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausge-
schlossen ist, als auch wegen Besorgnis der Be-
fangenheit abgelehnt werden. 

Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die 
Ablehnung statt, wenn ein Grund vorliegt, der 
geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilich-
keit eines Richters zu rechtfertigen. Allerdings 
setzt die Besorgnis der Befangenheit einen ob-
jektiv bestehenden Befangenheitsgrund voraus. 
Irgendein subjektives Misstrauen rechtfertigt die 
Ablehnung nicht, sondern nur ein gegenständli-
cher, vernünftiger Grund. 

Alle Umstände würdigen
Es genügt, dass Tatsachen vorliegen, die aus der 
Sicht der Partei geeignet sind, die Parteilichkeit 
des Sachverständigen zu befürchten (Münche-
ner Kommentar zur ZPO, Band 1, 5. Aufl., § 42 

ZPO, Rn. 4). Das Bundesverfassungsgericht ent-
schied durch Beschluss vom 11. Oktober 2011, dass 
allein entscheidend sei, ob ein am Verfahren Be-
teiligter bei vernünftiger Würdigung aller Umstän-
de Anlass hat, an der Unvoreingenommenheit des 
Richters beziehungsweise des Sachverständigen zu 
zweifeln. 

Befangenheit, gleichbedeutend mit Partei-
lichkeit oder Voreingenommenheit, sei die un-
sachliche innere Einstellung des Richters oder 
Sachverständigen zu den Beteiligten oder zum 
Gegenstand des konkreten Verfahrens. 

Sie tendiere zu der Gefahr, dass sachfremde Um-
stände die Bearbeitung und Entscheidung der 
Sache beeinflussen und dadurch ein Prozess-
beteiligter bevorzugt oder benachteiligt wer-
de. Eine solche Parteilichkeit oder Voreingenom-
menheit kann vermutet werden, wenn:

    • ein Anstellungsverhältnis bei einer Partei  
besteht oder bestand,

    • geschäftliche Beziehungen zu einer Partei 
bestehen,

    • ein Konkurrenzverhältnis zu einer Partei  
vorliegt,

    • Freundschaft oder Feindschaft zu einer  
Partei besteht,

    • oder auch schon eine nähere Bekanntschaft 
auf gesellschaftlicher Ebene,

    • wenn der Sachverständige zur Vorbereitung des 
Prozesses durch eine Partei ein entgeltliches 
oder unentgeltliches Privatgutachten in dersel-
ben Sache erstellt hat, ohne Rücksicht darauf, 
ob es im Prozess vorgelegt wurde oder nicht.

Die Sicht des Bundesgerichtshofes
Der Bundesgerichtshof hatte jüngst hinsichtlich 
der Besorgnis der Befangenheit eines Sachver-
ständigen für Medizinprodukte zu entscheiden 
(BGH, Beschluss vom 10. Januar 2017 – VI ZB 31/16). 
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Er erklärte: „Zwar hat ein öffentlich bestellter und 
vereidigter Sachverständiger sein Gutachten un-
parteiisch zu erstatten. Trotz dieser objektiven 
Pflichtenlage ist vom Standpunkt des Ableh-
nenden die Befürchtung, der Gutachter könnte 
sich im Falle einer Gutachtertätigkeit für einen 
Dritten in Zweifelsfällen und auf Grundlage der 
Angaben seines Auftraggebers für ein diesem 
günstiges Ergebnis entscheiden, nicht als unver-
nünftig von der Hand zu weisen.“ 

Überzeugung überprüfen
Zwar könne von einem Sachverständigen erwar-
tet werden, dass er bereit sei, seine zuvor gewon-
nene Überzeugung zu überprüfen und, wenn 
nötig, zu korrigieren. Aus diesem Grund sei die 
Ablehnung eines gerichtlich beauftragten Sach-

verständigen, der in einem anderen Verfahren 
ebenfalls als Gerichtssachverständiger ein Gut-
achten erstattet hat, nicht gerechtfertigt. 

Anders als im Falle seiner gerichtlichen Beauf-
tragung sei der Sachverständige aber im Falle 
seiner Beauftragung mit einem Privatgutachten 
mit einer der an der jeweiligen Streitigkeit betei-
ligten Personen vertraglich verbunden. 

Beurteile er den Sachverhalt, der Gegenstand 
des Privatgutachtens war, später anders, so set-
ze er sich möglicherweise dem – gleich ob be-
rechtigten oder unberechtigten – Vorwurf seines 
Auftraggebers aus, das Privatgutachten nicht 
ordnungsgemäß erstattet oder sonstige vertrag-
liche Pflichten verletzt zu haben. 

Diesem Vorwurf seines Auftraggebers kön-
ne er sich auch dann ausgesetzt sehen, wenn an 

der Streitigkeit, in der er später als Gerichtssach-
verständiger tätig wird, andere Personen betei-
ligt sind, es aber um einen gleichartigen Sach-
verhalt und eine gleichartige Fragestellung geht. 
Dies gelte jedenfalls dann, wenn die Interessen 
der jeweiligen Parteien in beiden Fällen in glei-
cher Weise kollidieren.

Vertrauen beeinträchtigt
Die Möglichkeit eines Konflikts des Sachverstän-
digen zwischen Rücksichtnahme auf den frühe-
ren Auftraggeber und der Pflicht zu einer von der 
früheren Begutachtung losgelösten, objektiven 
Gutachtenerstattung im Auftrag des Gerichts 
sei geeignet, das Vertrauen des Ablehnenden in 
eine unvoreingenommene Gutachtenerstattung 
zu beeinträchtigen.
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Will man diesen Gedanken auf die Fragestel-
lung übertragen, stellt sich zunächst die Frage, 
ob man das Wort Privatgutachten mit Zertifizie-
rung eines Produktes ersetzen kann und ob ein 
Sachverständiger ein „von der früheren Begut-
achtung losgelöstes, objektives Gutachten“ er-
statten kann, wenn er selbst an der Qualitätskon-
trolle der Produktion eines Produkts mitgewirkt 
hat.

Wie frei ist ein Sachverständiger?
Zertifizierungsunternehmen in der Solarwirt-
schaft werben damit, dass Produzenten und Im-
porteure von Solarkomponenten sicherstellen 
sollten, dass ihre Produkte anerkannten Quali-
täts- und Leistungsstandards entsprächen. 

Dazu müssten sie zeigen, dass ihre Kompo-
nenten robust, belastbar und zuverlässig in der 
Lage sind, unter jeglichen klimatischen Bedin-
gungen verlässlich die zugesicherte Nennleis-
tung und den prognostizierten Energieertrag 
zu erbringen. Um einen hohen Ertrag der Anla-
ge langfristig zu ermöglichen, müssten beispiels-
weise Module sicher, haltbar und wirtschaftlich 
tragbar sein. 

Argumente der Prüfinstitute
Die Institute berufen sich auf ihre langjährige Er-
fahrung in der Solarindustrie und darauf, Prüfun-
gen und Tests entwickelt zu haben, die auf die 
Bedürfnisse der Solarwirtschaft eingehen. Sie er-
klären, in ihren häufig nach ISO 17025 akkreditier-
ten Labors würden beispielsweise Module nach 
nationalen und internationalen Normen, ein-
schließlich IEC 61215-1/-2:2016 und IEC 61730-1/-
2:2016, geprüft und zertifiziert. Zudem werden 
Belastungsprüfungen und Stresstests unter er-
schwerten Bedingungen, Leistungsbestimmun-
gen und Energieertragsprüfungen angeboten.

Besorgnis der Befangenheit
Ist ein Sachverständiger durch ein Gericht mit 
der Beantwortung von Beweisfragen betraut, 
der bei dem Unternehmen angestellt ist, das die-
se Dienstleistungen erbringt: Wie frei ist dann 
noch sein Beurteilungsspielraum beispielswei-
se für die durch ein Gericht gestellte Frage, ob 
Mikro risse produktionsbedingt, transportbe-
dingt oder montagebedingt sind? Oder wie vie-
le und welche Risse als „normal“ angesehen wer-
den müssten?

Aus unserer Sicht ist mit der oben ausgeführ-
ten Begründung sicher davon auszugehen, dass 
der Sachverständige, der einer Firma oder Fir-
mengruppe angehört, die das betreffende Pro-
dukt oder die Produktion zertifiziert hat, der Be-
sorgnis der Befangenheit ausgesetzt ist.

BUCHTIPP

Erneuerbare Energien und Klimaschutz auf einen Blick
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Ein Standardwerk über erneuerbare Energien, vielleicht 
das beste überhaupt: gut strukturiert, verständlich und 
unterhaltsam – „Erneuerbare Energien und Klimaschutz“ 
von Volker Quaschning erscheint in der 4. Auflage im Han-
ser Verlag.

Die Energiewende ist beschlossen – wie aber lässt sich un-
sere Energieversorgung in den nächsten 20 Jahren voll-
ständig auf erneuerbare Energien umstellen? Auf diese 
und zahlreiche andere Fragestellungen zum Thema erneu-
erbare Energien geht das Buch detailliert ein.

Es leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Klimadebat-
te und behandelt die gesamte Bandbreite der erneuerba-
ren Energien, angefangen bei der Solarenergie über die 
Windkraft bis hin zur Erdwärme oder Biomasse. Neben all-
gemein verständlichen Beschreibungen der jeweiligen 
Technik, des Entwicklungsstandes und künftiger Potenzia-
le liefert das Buch auch konkrete Anleitungen zur Planung 
und Umsetzung eigener regenerativer Anlagen. 

Hinweise auf Vorschriften und Fördermöglichkeiten geben 
dabei weitere Hilfestellungen. Es erläutert aber auch die 
Umweltverträglichkeit und das Zusammenspiel der ver-
schiedenen Technologien sowie ihre Wirtschaftlichkeit.

Neben zahlreichen Aktualisierungen enthält die 4. Aufla-
ge ein vollständig überarbeitetes Kapitel zur Energiewen-
de in Deutschland. Auch aktuelle Entwicklungen in der in-
ternationalen Klimapolitik sowie neueste Trends werden 
berücksichtigt. 

Unterhaltsam geschrieben und in ansprechender vierfarbi-
ger Gestaltung liefert das Buch interessante Hintergrund-
informationen und zeigt anhand von bereits realisierten 
Beispielen eindrucksvoll, dass bereits heute eine komfor-
table Energieversorgung ganz ohne schädliche Klimaein-
flüsse möglich ist. Das Buch setzt keine Fachkenntnisse 
voraus und richtet sich an alle, die sich für das Thema in-
teressieren.

 
Volker Quaschning 
ERNEUERBARE ENERGIEN UND KLIMASCHUTZ 
Hintergründe – Techniken und Planung – Ökonomie 
und Ökologie – Energiewende

Carl Hanser Verlag München, 4., überarbeitete und  
erweiterte Auflage 2018, 389 Seiten, 254 Bilder, 18 Tabellen

Kartoniert in Farbe: 30 Euro, ISBN 978-3-446-45416-3,  
E-Book: 23,99 Euro, ISBN 978-3-446-45703-4

G www.volker-quaschning.de

G www.hanser-fachbuch.de

Die Zertifizierung – insbesondere wenn mit 
ihr geworben wird – stellt einen Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter dar. 

Es könnte sich also ein Direktanspruch der Ge-
schädigten gegen den Zertifizierer ergeben, so-
fern Verschulden bei der Anfertigung und Her-
ausgabe des Zertifikats nachgewiesen werden 
kann. 

Der gerichtliche Sachverständige, der dersel-
ben Prüforganisation angehört, die zuvor das Pro-
dukt oder die Produktion zertifiziert hat, kann da-
her nicht unbefangen urteilen, wenn sogar eine 
Haftung seines Arbeitsgebers nach den Grundsät-
zen des Vertrages mit Schutzwirkung zugunsten 
Dritter im Raume steht.

Vor der Beauftragung eines Gutachtens sollte 
das Gericht den Sachverständigen dazu befra-
gen, ob er oder sein Arbeitgeber an der Zertifi-
zierung der betroffenen Produkte beteiligt war. 

Um spätere Schwierigkeiten zu vermeiden, 
sollte ein Sachverständiger, der diese Frage nicht 
vorgelegt bekommt, von sich aus darauf hin-
weisen, dass sein Arbeitgeber als Prüfinstitution 
möglicherweise an der Zertifizierung der streit-
befangenen Produkte mitgewirkt hat.

Eine veröffentlichte Liste der zertifizierten 
Produkte und der Stelle, die das Zertifikat abge-
geben hat, wäre zudem wünschenswert, wenn 
sie jeweils aktuell und für alle Prüfinstitute ein-
heitlich geführt würde. •
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